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Tim Engartner 

Das Comeback der Kommunen

Die Mär von der Allmacht des Marktes 
ist entzaubert – und zwar nicht nur an 
den Weltbörsen, sondern auch in Wolf-
hagen. Seit die örtlichen Stadtwerke 
das Stromnetz im Frühjahr 2006 vom 
Energie-Goliath EON zurückgekauft 
haben, pilgern Bürgermeister von 
weither in die nordhessische Gemein-
de – und kehren als Bekehrte zurück. 
Nachdem sie viele Jahre getreu dem 
Motto „Alles muss raus“ kommunale 
Krankenhäuser, Stadtwerke und Ent-
sorgungsbetriebe privatisiert haben, 
sehnen sie sich nun nach Alternativen. 
Diese finden sie in Wolfhagen, wo die 
mit dem Energiegeschäft erzielten Ge-
winne seit dem Eigentümerwechsel 
nicht mehr an ferne Konzernzentralen 
fließen, sondern in die klammen kom-
munalen Kassen. 

Und auch unter ökologischen Ge-
sichtspunkten trumpft die Kommu-
ne auf: Bis 2015 soll die vollkommene 
Selbstversorgung durch Windkraft, So-
laranlagen und Biomasse-Kraftwerke 
gewährleistet sein. 

Doch nicht nur in Wolfhagen wurde 
die Rückkehr des Staates vorangetrie-
ben. Anders als auf Landes- und Bun-
desebene, wo die politischen Entschei-
dungsträger weiterhin dem neolibera-
len Credo „Staat vor privat“ anhängen 
und Universitätskliniken ebenso wie 
die Deutsche Bahn AG den Mechanis-
men der Privatwirtschaft unterwerfen 
(wollen),1 drehten zuletzt einige Kom-
munen das Rad der Zeit zurück – zu 
Lasten der vier großen Energiemono-
polisten EON, ENBW, RWE und Vatten-
fall und zu Gunsten ihrer Bürgerinnen 
und Bürger.

1 Vgl. den Beitrag von Werner Rügemer in die-
sem Heft.

So wurden in der nordrhein-westfä-
lischen Stadt Bergkamen schon vor 
15 Jahren die interkommunalen Stadt-
werke GSW gegründet, die später die 
Basis bildeten, um die lange Zeit durch 
private Versorgungsunternehmen er-
folgte Strom- und Erdgasversorgung 
auf dem Gebiet der drei beteiligten 
Kommunen wieder eigenständig zu 
verwalten. Für einen Kaufpreis von 50 
Mio. Euro wurden die Stromnetze vom 
Großkonzern VEW/RWE erworben. 
Nun versorgen die Gemeinschaftsstadt-
werke 120 000 Einwohner mit Strom 
und Wärme. 

Auch die defizitären Schwimmbäder 
und eine Eislaufhalle sind in ihr aufge-
gangen. So kann der Betrieb Gewin-
ne aus dem Stromgeschäft zum Vorteil 
der Kommunen steuerlich mit Verlus-
ten verrechnen. Pro Jahr erwirtschaf-
ten die Stadtwerke knapp 400 000 Euro 
Gewinn, die in den Bergkamener Haus-
halt fließen.

Im Ruhrgebiet sammelte man eben-
falls positive Erfahrungen mit Rekom-
munalisierungen im Energiesektor. 
Während der amtierende Ministerprä-
sident Jürgen Rüttgers (CDU) seiner-
zeit noch als Oppositionsführer gegen 
die „Verstaatlichung“ als „falsches Sig-
nal“ wetterte, überboten die Stadtwer-
ke Bochum und Dortmund den franzö-
sischen Wasserversorger Veolia und si-
cherten sich für 835 Mio. (kreditfinan-
zierte) Euro vier Fünftel der Anteile an 
der Eon-Tochter Gelsenwasser.2 An-
fänglich geäußerte Bedenken, der Kon-
zern sei in öffentlicher Hand nicht pro-
fitabel, konnten entkräftet werden: Im 
vorletzten Geschäftsjahr erwirtschaf-
tete der kommunale Versorger 80 Mio. 

2 „Frankfurter Rundschau“, 19.5.2009.
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Euro Gewinn, ohne dass die Energie-
preise für die Verbraucher stiegen. 

Einen Meilenstein in der Geschichte 
sozial- und umweltverträglicher Ener-
gieversorgung setzte unlängst auch die 
schwarz-grüne Koalition in Hamburg. 
Nur sieben Jahre nachdem die Regie-
rung unter der Federführung Ole von 
Beusts die letzten Anteilsscheine der 
Hamburgischen Electricitäts-Werke 
an den schwedischen Energiekonzern 
Vattenfall losgeschlagen hatte, grün-
dete der Stadtstaat den kommunalen 
Anbieter Hamburg Energie, der atom-
kraft- und kohlefreien Strom anbieten 
soll. Jedes Jahr sollen ein- bis zwei-
stellige Millionenbeträge in den Aus- 
und Neubau von Windkraftanlagen in-
vestiert werden, um Vattenfall klima-
freundliche Konkurrenz zu machen. 
Derzeit erwägt die Landesregierung so-
gar den Rückkauf der Stromnetze. 

Eine erstaunliche Renaissance kom-
munaler Wirtschaftstätigkeit im Ener-
giesektor erfahren aber nicht nur Groß-
städte. Auch Ahrensburg, Bad Vilbel, 
Nümbrecht, Rüsselsheim und meh-
rere Gemeinden am Bodensee haben 
sich von den privaten Energieanbie-
tern emanzipiert. Und ein Ende dieser 
„Emanzipationsbewegung“ ist noch 
nicht in Sicht – im Gegenteil: Die in 
Frankfurt am Main ansässige Mainova, 
N-Ergie aus Nürnberg und die Hanno-
veraner Enercity haben am 2. Dezem-
ber 2009 gemeinsam mit rund 45 klei-
neren Stadtwerken um den Freiburger 
Regionalversorger Badenova die vor-
mals zum Eon-Konzern zählende Stadt-
werke-Holding Thüga für 2,9 Mrd. Euro 
übernommen. Dies könnte bundesweit 
Signalcharakter entfalten, ist die Thü-
ga AG doch an mehr als 110 regionalen 
Energieversorgern beteiligt und damit 
die aktuelle Nr. 5 auf dem bundesdeut-
schen Energiemarkt.

Orange Revolution

Pionierarbeit im Bereich Abfallentsor-
gung wurde im brandenburgischen 

Landkreis Uckermark geleistet. Die 
Verträge mit den westdeutschen Müll-
entsorgungsfirmen wurden gekündigt, 
weil man nicht länger zusehen wollte, 
wie ein privater Investor mit einer öf-
fentlichen Aufgabe zweistellige Ren-
diten erzielt. Nachdem als Reaktion 
auf die öffentliche Ausschreibung im 
Spätsommer 2005 kein passendes An-
gebot für den Entsorgungsauftrag ein-
gegangen war, fasste Landrat Klemens 
Schmitz (SPD) den Entschluss, die Auf-
gaben wieder in staatliche Hände zu le-
gen. „UDG-Uckermärkische Dienstleis-
tungsgesellschaft“ prangt nun in blau-
gelber Schrift auf den silberfarbenen 
LKW. Trotz neu eingestellter, tariflich 
bezahlter Mitarbeiter liegen die dem 
Kreis entstehenden Kosten signifikant 
unterhalb derer, die zu Zeiten anfielen, 
als die Müllabfuhr zwischen Gramzow 
und Ziechen in privaten Händen lag. 
So konnten die Gebühren 2007 um 
6,5 Prozent gesenkt werden – eine spür-
bare Entlastung für die Menschen in 
einer Gegend, die nicht nur zu den am 
dünnsten besiedelten, sondern auch zu 
den ärmsten der Republik zählt.

Die Rückverstaatlichung der Müll-
entsorgung – neuerdings als „orange 
Revolution“ apostrophiert – hat auch 
andernorts Platz gegriffen. Dem Bei-
spiel der Uckermark folgten die nord-
rhein-westfälischen Städte Frönden-
berg und Leichlingen ebenso wie der 
Rhein-Sieg-Kreis, die Kreise Hanno-
ver und Aachen, der Landkreis Ne-
ckar-Odenwald und der Rhein-Huns-
rück-Kreis. Obwohl nach wie vor 
knapp zwei Drittel des Hausmülls 
von Privatfirmen eingesammelt wer-
den, titelte das „Handelsblatt“ vor ge-
raumer Zeit: „Die Kommunen entde-
cken den Charme des Hausmülls“.3 
Laut der Mannheimer Beratungsge-
sellschaft TIM Consult haben mittler-
weile rund 150 Städte und Gemein-
den ihre Müllabfuhr wieder in kom-
munale Organisationseinheiten einge-
gliedert. Zu üppig waren die Gewinne, 

3 „Handelsblatt“, 18.10.2006.
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die allein die Branchenriesen Sulo und 
Remondis in den letzten Jahren erwirt-
schaften konnten, weil viele Kommu-
nen mit der Einführung des Dualen 
Systems in den 90er Jahren nicht nur 
das Einsammeln der Verpackungen mit 
dem „Grünen Punkt“ ausgliederten, 
sondern zugleich den Abtransport des 
Restmülls privaten Anbietern überlie-
ßen.4 

Neue Antworten in der Krise

Lässt sich aus den angeführten Beispie-
len schlussfolgern, dass die seit mehr 
als zwei Jahrzehnten rollende Privati-
sierungswelle allmählich abebbt? Die 
Frage ist (noch) schwer zu beantwor-
ten. Nach wie vor plant jede dritte bun-
desdeutsche Großstadt – insbesondere 
jene, die dem Haushaltssicherungs-
recht und damit der Verpflichtung zur 
Vorlage eines ausgeglichenen Haus-
halts unterliegen – Verkäufe ihres „Ta-
felsilbers“. Und unverändert werden 
Städte einseitig als Wirtschaftsstand-
orte wahrgenommen und nicht auch 
als Motoren sozialer Integration, die 
sie mit leistungsfähigen öffentlichen 
Krankenhäusern, Kindergärten, Se-
niorenheimen, Schwimmbädern und 
Bibliotheken sein sollten. Der Wandel 
des keynesianischen Wohlfahrtsstaates 
zu einem schumpeterianischen Leis-
tungsstaat vollzieht sich offensichtlich 
weiter.

Aber neue Leitbilder setzen sich be-
kanntlich häufig erst in Krisenzeiten 
durch, wenn etablierte Ideen an Attrak-
tivität verlieren. Dies scheint auch für 
das jahrelang bestimmende Credo des 
„schlanken“, bisweilen „magersüch-
tigen“ Staates zu gelten. Wenn nun 
selbst Ex-Bundesfinanzminister Peer 
Steinbrück (SPD), der während seiner 
Amtszeit beinahe alle Public-Private-

4 Vgl. Tim Engartner, Kehrt der Staat zurück? 
Rekommunalisierungen in den Aufgabenbe-
reichen Entsorgung und Gebäudereinigung, 
in: „Zeitschrift für öffentliche und gemeinwirt-
schaftliche Unternehmen“, 4/2009, S. 339-355.

Partnerships befürwortete, anmahnt, 
die kommunalen Stadtwerke müss-
ten als Garanten der Gemeinwohlver-
pflichtung wirken, weil von der Finanz-
krise gebeutelte Privatunternehmen ih-
re Dienstleistungen nicht in der verein-
barten Weise erbringen könnten, weckt 
dies Hoffnung. Und wer einen Blick 
über den Ärmelkanal wagt, kann noch 
deutlicher als hierzulande erkennen, 
welche Blüten die (Kapital-)Marktori-
entierung im Infrastruktursektor mit-
unter treibt. Das Versorgungsunterneh-
men Thames Water, das bis 2006 im Ei-
gentum von RWE stand, lässt in London 
täglich 894 Mio. Liter Wasser im Erd-
reich versickern – eine Menge, mit der 
jeden Tag 358 olympische Schwimmbe-
cken gefüllt oder 18 000 Fußballplätze 
bewässert werden könnten. 

Aber so positiv die Folgen der ge-
schilderten Rekommunalisierungen in-
zwischen auch bewertet werden, so 
unwahrscheinlicher ist es im Schatten 
der Wirtschaftskrise geworden, dass 
die Kommunen an dieser erfolgreichen 
Politik festhalten können. Ob Wupper-
tal oder Schwerin – im Westen wie im 
Osten ächzen die Städte unter der Last 
sinkender Steuereinnahmen. Statt neu-
er politischer Gestaltungsspielräume 
erwachsen den Kommunen, deren In-
vestitionen mittlerweile auf die Hälfte 
des Niveaus von 1992 gesunken sind, 
immer größere finanzielle Engpässe. 
Allein in Nordrhein-Westfalen werden 
sich demnächst zwei von drei Städ-
ten ihre Haushalte genehmigen lassen 
müssen. Durch die zum Jahresbeginn 
2010 mit dem „Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz“ in Kraft getretenen Steu-
ersenkungen werden den Ländern und 
Kommunen rund vier Mrd. Euro verlo-
ren gehen, was den Ökonomisierungs-
druck bei öffentlichen Einrichtungen 
und Dienstleistungen weiter verschär-
fen wird. Selbst Bayern, Baden-Würt-
temberg und Hamburg – immerhin drei 
der vier Geberländer im Rahmen des 
Länderfinanzausgleichs – haben sich 
mit milliardenschweren Krediten für ih-
re Landesbanken sowie die heimische 
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Automobil-, Maschinen- und Schiff-
bauindustrie auf Jahrzehnte in die po-
litische Handlungsunfähigkeit hinein-
manövriert.

Nicht zuletzt, weil die Kommunen 
weniger hartnäckig für ihre Existenz-
grundlage gestritten haben als die 
jüngst mit dem halbierten Mehrwert-
steuersatz belohnten Hoteliers, sind 
die Kosten der Krise nach unten durch-
gereicht worden. In einer Zeit, in der 
den Kommunen immer neue Aufgaben 
übertragen werden, sollten neben den 
häufig unerwarteten finanziellen Erfol-
gen von Rekommunalisierungen auch 
die in der öffentlichen Debatte meist 
ausgeblendeten sozial- und arbeits-
marktpolitischen Vorzüge kommuna-
ler Wirtschaftstätigkeit herausgestellt 
werden: die ein passables Auskommen 
sichernden Beschäftigungsbedingun-
gen, die überproportionalen Entlas-
tungen unterer und mittlerer Einkom-
mensgruppen durch Gebührensen-
kungen sowie die Förderung regiona-
ler Wirtschaftsstrukturen. Denn trotz 
zahlreicher – meist durch die Unterfi-
nanzierung der öffentlichen Haushalte 
ausgelösten – Privatisierungen wird der 
öffentliche Sektor nach wie vor alleror-
ten in Anspruch genommen: bei Fahr-

ten mit Bus und Bahn, beim Schwimm-
bad- und Museumsbesuch sowie beim 
Entleihen von Büchern und Zeitschrif-
ten in der örtlichen Bibliothek. 

Wie die von Verdi und dem Deut-
schen Beamtenbund ins Leben gerufene 
„Initiative für eine Stärkung der öffent-
lichen Dienste in Deutschland“ erken-
nen lässt, werden die Fragen, welchen 
Staat und wie viel Staat wir brauchen, 
auf absehbare Zeit eine bedeutende, 
wenn nicht gar die zentrale Bruchlinie 
unserer Gesellschaft markieren. Da-
bei muss der Wandel vom Prinzip des 
Shareholder Value zu dem des Citizen 
Value vor allem auf kommunaler Ebe-
ne sicht- und spürbar werden. Wenn 
zwei Drittel der Bürgerinnen und Bür-
ger Strom, Wasser und Gas von kom-
munalen Unternehmen wünschen und 
die Vorteile der Kommunal- gegenüber 
der Privatwirtschaft im Bereich der Da-
seinsvorsorge immer deutlicher zuta-
ge treten, verlangt die Frage, wie weit 
der Arm des Staates reichen kann, darf 
und soll, neue Antworten. Kurzum: Die 
Frage, was des Marktes und was des 
Staates ist, muss auch in Zukunft nicht 
nur an der Wall Street neu beantwortet 
werden, sondern auch in Bergkamen, 
Leichlingen und Wolfhagen. 
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